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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Gutgeheissen wurde ebenfalls ein Postulat des Christlichdemokraten Widrig (SG),
welches nicht nur in seiner eigenen, sondern in allen bürgerlichen Parteien breite
Unterstützung gefunden hatte. Widrig schlug darin dem Bundesrat vor, die Verbriefung
von Hypothekaranlagen zu prüfen und durch die Beseitigung steuerlicher Hemmnisse,
wie die Abschaffung der Stempelsteuer oder eine Reduktion der Verrechnungssteuer,
den Erwerb von Wohneigentum zu fördern. 1

POSTULAT
DATUM: 14.12.1990
DIRK STROHMANN

Die Entwicklung im Bereich der Hypothekarzinsen bewegte auch 1991 viele Mitglieder
des Parlaments. Bereits in der Frühjahrssession wurde im Nationalrat eine Reihe von
Motionen zu diesem Thema eingereicht. Die Motion zur Finanzierung von Hypotheken,
welche der Ständerat Ende letzten Jahres angenommen hatte, wurde von der grossen
Kammer als Postulat überwiesen. 2

POSTULAT
DATUM: 31.12.1991
DIRK STROHMANN

Bereits im Vorjahr hatten Studien ergeben, dass die starke Zuwanderung insbesondere
in grossen urbanen Zentren zur Wohnungsknappheit beitrage. Ein von einer knappen
Mehrheit der UREK-NR getragenes Postulat forderte 2013 aus diesen Gründen die
Überprüfung einer Ausweitung der flankierenden Massnahmen auf das
Wohnungswesen. Bastien Girod (gp, ZH) erklärte im Namen dieser
Kommissionsmehrheit, steigende Wohnpreise und die dadurch drohende Verdrängung
gewisser lokaler Bevölkerungssegmente wirken sich negativ auf die Akzeptanz der
Personenfreizügigkeit aus. Solche Entwicklungen gelte es aktuell insbesondere aufgrund
hängiger Anliegen wie der Masseneinwanderungs-Initiative, der Ecopop-Initiative sowie
einer möglichen Abstimmung zur Erweiterung der Personenfreizügigkeit auf Kroatien zu
verhindern. Eine starke bürgerliche Kommissionsminderheit machte zwar ebenfalls die
Personenfreizügigkeit für den steigenden Druck auf dem Wohnungsmarkt
verantwortlich, erachtete die geforderten flankierenden Massnahmen allerdings nur als
Symptombekämpfung. Walter Wobmann (svp, SO) setzte sich im Namen der Minderheit
anstelle der flankierenden Massnahmen für eine Regulierung der Zuwanderung ein, wie
dies ebenfalls von den beiden hängigen Volksinitiativen gefordert wird. In seiner
Antwort zum Postulat wies der Bundesrat darauf hin, dass die Regierung aufgrund der
Ergebnisse des im Vorjahr publizierten Berichts über die Personenfreizügigkeit und die
Zuwanderung in der Schweiz bereits beauftragt worden war, Massnahmen zur
Förderung des gemeinnützigen Wohnungsbaus zu prüfen. Aus diesen Gründen
beantragte er die Annahme des Postulats. Diese wurde im Nationalrat denn auch
beschlossen, allerdings nur knapp: Mit 89 zu 82 Stimmen obsiegten die Fraktionen der
Grünen, SP und GLP mit (gross)mehrheitlicher Unterstützung der CVP- und BDP-
Fraktion. 3

POSTULAT
DATUM: 19.03.2013
MARLÈNE GERBER

Mitte Juni 2021 hatte Grünen-Präsident Balthasar Glättli (gp, ZH) im Nationalrat ein
Postulat eingereicht, mit welchem er den Bundesrat beauftragen wollte, zu prüfen, mit
welchen Massnahmen der Klimaschutz im Gebäudebereich rascher vorangetrieben
werden könnte. Insbesondere solle sich der Bericht auf die Unterschiede in der
Treibhausgaseffizienz zwischen Sanierungen und Ersatzneubauten fokussieren. Glättli
begründete seinen Vorstoss damit, dass aus einem Grundlagenbericht der Stadt Zürich
hervorgehe, dass Gebäudesanierungen, die zu einer starken Verminderung des
Wärmebedarfs führen, was wiederum häufig eine Umstellung auf eine Wärmepumpe
respektive Fernwärme erlaube, treibhausgaseffizienter seien als ein Abriss und Neubau
von Gebäuden. Zudem führte der Postulant aus, dass Ersatzneubauten zu mehr
Problemen für Mieterinnen und Mietern führten, da oft der gesamten Mieterschaft
gekündigt werde und danach höhere Mietpreise verlangt würden, wodurch bezahlbarer
Wohnraum verloren ginge. Glättli kritisierte, dass der Bund mit seiner Energiepolitik
den Ersatzneubau von Gebäuden fördere. Der Bundesrat solle deshalb in einem Bericht
Sanierungen und Ersatzneubauten vergleichen und danach seinen bisherigen
Massnahmenkatalog mit dem Ziel überprüfen, Sanierungen gegenüber Ersatzneubauten

POSTULAT
DATUM: 03.03.2022
ELIA HEER
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zu fördern.
Das Postulat wurde im Nationalrat von Matthias Samuel Jauslin (fdp, AG) bekämpft.
Dieser argumentierte in der Debatte, dass es den Bericht des Bundesrates nicht
brauche. Es sei nicht am Bund zu entscheiden, wann eine Sanierung und wann ein
Neubau angebracht sei. Man müsse das im Einzelfall anschauen und Sanierungen seien
nicht immer besser als Neubauten. Auch seien die Ausgangslagen in verschiedenen
Regionen und Siedlungstypen unterschiedlich. Weiter befürchtete Jauslin einen
Kompetenzverlust der Kantone und ihrer Gebäudeprogramme. Nicht zuletzt
subventioniere der Bund ja nur Ersatzneubauten, wenn diese Vorgaben zur
Energieeffizienz einhielten, weshalb diese Subventionen durchaus sinnvoll seien.
Der Bundesrat, vertreten durch die UVEK-Vorsteherin Simonetta Sommaruga, empfahl
das Postulat zur Annahme. Sommaruga gab zu Protokoll, der Bundesrat erachte es als
sinnvoll, eine solche Auslegeordnung vorzunehmen. Sie betonte zudem, der Bundesrat
werde in dem Bericht nicht pauschalisierend eine Empfehlung für die eine oder andere
Option abgeben und er plane auch nicht, sich in die Gebäudeprogramme der Kantone
einzumischen. Entgegen des bundesrätlichen Antrags lehnte die grosse Kammer das
Postulat aber mit 105 zu 83 Stimmen ab. Neben den geschlossen stimmenden
Fraktionen der FDP und der SVP stimmte auch fast die gesamte Mitte-Fraktion gegen
das Postulat. 4

1) AB NR, 1990, S. 2446
2) AB NR, 1991, S. 203 
3) Po. 12.3662: AB NR, 2013, S. 363 f.
4) AB NR, 2022, S. 154 ff.; Mo. 21.3759
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